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Nr. 348 der Beilagen zum stenographischen Protokoll des Salzburger Landtages 
(4. Session der 16. Gesetzgebungsperiode) 

 
Bericht 

 
des Verfassungs- und Verwaltungsausschusses zur Vorlage der Salzburger Landesregierung 
(Nr. 296 der Beilagen) betreffend ein Gesetz, mit dem das Salzburger Landwirtschaftliche 

Schulgesetz 2018 geändert wird 
 
 

Der Verfassungs- und Verwaltungsausschuss hat sich in der Sitzung vom 14. April 2021 mit der 
Vorlage befasst. 
 
Abg. Ing. Schnitzhofer berichtet, dass es bei der gegenständlichen Vorlage um eine coronabe-
dingte Änderung im Landwirtschaftlichen Schulgesetz gehe. Der Schulunterricht sehe sich in 
Pandemiezeiten mit enormen Herausforderungen konfrontiert, weswegen es in diesem Be-
reich große Flexibilität brauche, vor allem um die Durchführung der Abschlussprüfungen si-
cherzustellen. Zu diesem Zweck solle die Schulbehörde – wie bereits im Schuljahr 2019/2020 
- ermächtigt werden, durch Verordnung situationsangepasste Ausnahmeregelungen betref-
fend die Durchführung der diesjährigen Abschlussprüfungen treffen zu können. Falls das In-
fektionsgeschehen die Abhaltung einer regulären Abschlussprüfung im Schuljahr 2020/2021 
wieder nicht zulasse, sei durch diese Verlängerung der Verordnungsermächtigung ausreichend 
Vorsorge getroffen.  
 
In der Spezialdebatte meldet sich zu den Ziffern 1. bis 4. niemand zu Wort und werden diese 
jeweils einstimmig angenommen.  
 
Die Vorlage der Salzburger Landesregierung (Nr. 296 der Beilagen) betreffend ein Gesetz, mit 
dem das Salzburger Landwirtschaftliche Schulgesetz 2018 geändert wird, wird einstimmig an-
genommen. 
 
 
Der Verfassungs- und Verwaltungsausschuss stellt einstimmig den 
 

Antrag, 
 

der Salzburger Landtag wolle beschließen: 
 
Das in der Nr. 296 der Beilagen enthaltene Gesetz wird zum Beschluss erhoben. 
 
 

Salzburg, am 14. April 2021 
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Der Vorsitzende: 
Ing. Sampl eh. 

 

 Der Berichterstatter: 
Ing. Schnitzhofer eh. 

Beschluss des Salzburger Landtages vom 28. April 2021: 
Der Antrag wurde einstimmig zum Beschluss erhoben. 
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